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174 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. die Ausgabe von Notgeld. Vom 2. November 1922. 


8 1. 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig kann zur Abhilfe des Mangels an Zahlungsmitteln der Stadt 
gemeinde Danzig nach Zuſtimmung durch den Hauptausſchuß des Volkstages die Ausgabe von Notgeld⸗ 
ſcheinen genehmigen. 
§ 2. 
Die zur Ausgabe gelangenden Notgeldſcheine müſſen auf deutſche Reichswährung lauten. 
Vor der Ausgabe ſoll eine genaue Beſchreibung der Notgeldſcheine öffentlich bekannt gemacht werden. 


8 3. 
Der Geſamtbetrag der Notgeldſcheine darf 360 Millionen Mark nicht überſteigen. 


8 4. 
Die Stadtgemeinde Danzig haftet mit ihrem geſamten Vermögen für die zur Ausgabe gelangenden 
Notgeldſcheine. 
§ 5. 
Die Stadtgemeinde Danzig hat, ſobald ſie Notgeldſcheine ausgibt, den auszugebenden Betrag im 
Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 8 6 a 


Die auf Grund dieſes Geſetzes ausgegebenen Notgeldſcheine ſind geſetzliche Zahlungsmittel. Die 
Einlöfung und die Umwechſlung der Scheine in deutſche Reichszahlungsmittel erfolgt nach ihrem vollen 
Nennwert bei der ſtädtiſchen Kammereikaſſe Danzig. 

ST. 

Auf beſchädigte vernichtete oder verlorene Notgeldſcheine findet 8 4 Abſ. 2 und 3 des Bankgeſetzes 
vom 14. März 1875 (R. G. Bl. S. 177) Anwendung mit der Maßgabe, daß anſtelle „der Bank“, die zur 
Einlöſung verpflichtete Kaſſe der Stadtgemeinde Danzig tritt. 

§ 8. 

Die Vorſchriften in den 88 146 bis 149, 151, 152 und 360 Nr. 4—6 des Strafgeſetzbuches für 

das Deutſche Reich finden bezüglich der Notgeldſcheine entſprechende Anwendung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 11. 1922). 
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8 9. 
Der Senat beſtiumt den Zeitpunkt der Einziehung der -Notgeldſcheine und die näheren Einzelheiten 
der Einziehung. 
8 10. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 2. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


175 Verorduung 
f zur Anderung der Fernſprechordnung. 


Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
wird folgendes beſtimmt: 

1. Die durch die Fernſprechordnung vom 17. September 1921 feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen 
Beträge einſchl. der unter Punkt 1 der Verordnung zur Anderung der Fernſprechordnung vom 
6. Juni 1922 — Amtsbl.⸗Vf. Nr. 83, Amtsbl. Nr. 19/1922 — feſtgeſetzten Gebühren werden 
um 1500 vom Hundert erhöht mit der Maßgabe, daß bei offentlichen Sprechſtellen die Gebühr 
für ein Geſprach von nicht mehr als 3 Miuuten Dauer im Ortsverkehr und im Fernverkehr 
auf Entfernungen von nicht mehr als 5 km 4 M betragt. 

2. Der Zuſchlag wird aus dem nach dem Fernſprechgebühren⸗Geſetz und der Fernſprechordnung zu 
entrichtenden Geſamtbetrag berechnet und in Form eines Teuerungszuſchlages erhoben. 

3. Dieſe Verordnung taitt mit dem 1. November 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 15. September 1922 außer Kraft. 

4. Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, deren Gebühren durch die vorſtehende 
Verordnung erhöht werden, bis zum 5. November 1922 einſchließlich rückwirkend vom 1. No⸗ 
vember 1922 zu kündigen. Das gleiche Recht haben Inhaber von Nebentelegraphen und von 
beſonderen Telegraphen. 

Für alle Leiſtungen der Telegraphenverwaltung, die nach dem 31. Oktober 1922 ausgeführt 


werden, find die neuen Gebührenfäge auch dann zu entrichten, wenn der Antrag vor dem 1. No⸗ 
vember 1922 geſtellt worden iſt. 


Danzig, den 30. Oktober 1922. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


176 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Süßſtoffgeſetz. Vom 30. Oktober 1922. 
BET. 
Süßſtoff im Sinne dieſes Geſetzes find alle auf künſtlichem Wege gewonnenen Stoffe, welche als 


Süßmittel dienen können und eine höhere Süßkraft als raffinierter Rohr⸗ oder Rübenzucker, aber nicht ent⸗ 
ſprechenden Nährwert beſitzen. 

Stoffe, die in einfacher Weiſe in Süßſtoff umgewandelt werden können, wie z. B. Orthoſulfamin⸗ 
benzoeſäure (Orthoſaure) und deren Eſter, Orthotoluolſulfamid find im Sinne dieſes Geſetzes gleichfalls als 
Süpftoff anzuſehen. 

In Zweifelsfällen entſcheidet der Senat nach Anhörung von Sachverſtän digen. 
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8 2. 

Die Herſtellung und der Abſatz ſowie die Ein⸗ und Ausſuhr von Süßſtoff unterliegt der ſtaatlichen 

Aufſicht und iſt einem vom Senat zu beſtimmenden Unternehmen zu übertragen, 
8 3. 

Das Unternehmen hat der Freien Stadt Danzig eine Abgabe von 30 M — Dreißig — für jedes 
abgeſetzte kg 100 Pigen Süßſtoffs zu zahlen. 

Der Senat wird ermächtigt, dieſe Abgabe unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Lage des 
Unternehmens herauf oder herabzusetzen. Für abgeſetzte Zwiſchenprodukte wird eine Abgabe im entſprechenden 
Verhältnis zur Abgabe des Abſ. 1 vom Senat feſtgelegt. 

Dieſe Abgabe gilt als Verbrauchsabgabe im Sinne der Geſetze. 


8 4. 

Der Senat beſtimmt halbjährlich nach Bedarf auch in kürzeren Zeitabſchnitten, auf Grund der von 
dem Unternehmen einzureichenden Unterlagen über die Geſtehungskoſten den Verkaufspreis, den das Unter⸗ 
nehmen für den inlandiſchen Abſatz zu fordern hat. Hierbei ſind die Süßſtoff⸗Verkaufspreiſe im Deutſchen 
Reiche und in der Republik Polen tunlichſt zu berückſichtigen. 


8 5. 

Im Falle der Aufhebung der dem nach § 2 beſtimmten Unternehmen gewährten Monopolſtellung 
ſtehen dieſem Unternehmen Anſprüche auf Entſchädigung nach Ablauf von 25 Jahren nach Erteilung der 
Conceſſion nicht zu. 

Auch vor Ablauf dieſer Friſt ſteht dem Unternehmen eine Entſchädigung nicht zu, falls die Ent⸗ 
ziehung wegen ſchuldhaften Verhaltens des Unternehmens erfolgt. 

§ 6. 
Es iſt verboten 
a) Süßſtoff außerhalb des nach § 2 genehmigten Unternehmens herzuſtellen, 
b) Süßſtoff auf anderem Wege als durch das nach 82 genehmigte Unternehmen ein⸗ oder auszuführen, 
c) Süßſtoff außerhalb der nach § 7 zugelaſſenen Verkaufsſtellen feilzuhalten oder zu verkaufen, 
d) Süßſtoff⸗Nahrungs⸗ oder Genußmitteln bei ihrer gewerblichen Herſtellung zuzuſetzen, ſowie 
ſüßſtoffhaltige Nahrungs- und Genußmittel feilzuhalten und zu verkaufen, ſoweit nicht in 
Folgendem Ausnahmen zugelaſſen ſind. 
"Me 

Die Abgabe des gemäß 8 2 hergeſtellten oder eingeführten Süßſtoffes iſt nur an Apotheken und 
ſoſche Betriebe oder Perſonen geſtattet, welche die amtliche Erlaubnis zum Bezuge von Süßſtoff beſitzen. 

Dieſe Erlaubnis iſt nur zu erteilen: 

a) an Betriebe oder Perſonen, die den Süßſtoff zu wiſſenſchaftlichen Zwecken verwenden, 

b) an Gewerbetreibende zum Zwecke der Herſtellung von Waren, für welche die Zuſätze von Süßſtoff 

nach Auskunft des Geſundheitsamtes zuläffig iſt, 5 
c) Leitern von Kranken-, Kur⸗, Pflege- und ähnlichen Anſtalten für die in ihrer Pflege befindlichen 
Perſonen. 
Die Erlaubnis iſt nur unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs und nur dann zu erteilen, wenn 
die Verwendung des Süßſtoffs zu den angegebenen Zwecken geſichert wird. 

Der Senat wird ermächtigt, die Verwendung und den Abſatz auch für andere als die im Abſ. 2 

bezeichneten Zwecke unter beſonderen Bedingungen und Ueberwachungsmaßnahmen zu geſtatten. 
88. 

Die Apotheken und die gegebenenfalls nach §7 Abſ. 4 zugelaſſenen Verkaufsſtellen dürfen Süßſtoff 
außer an Perſonen und Betriebe und zugelaſſene Wiederverkäufer, welche die amtliche Erlaubnis (8 7) 
beſitzen, nur unter den vom Senat feſtgeſetzten Bedingungen abgeben. 
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Die im 8 7 Abſ. 2 zu b) genannten Bezugsberechtigten dürfen den Süßſtoff nur zur Herſtellung 
der in der amtlichen Erlaubnis bezeichneten Waren verwenden. Der Senat kann beſtimmen, daß dieſe 
Waren unter beſtimmten Formen und Bezeichnungen ſowie in beſtimmten Verpackungen feilgehalten und 
abgegeben werden müſſen. 

Die in § 7c genannten Bezugsberechtigten dürfen Süßſtoff oder unter Verwendung von Süßſtoff 
hergeſtellte Nahrungs⸗ oder Genußmittel nur innerhalb der Anſtalt in Ausübung ihrer Berufstätigkeit abgeben. 
8 9. 

Wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder den vom Senat gemäß § 8 erlaſſenen Ausführungs⸗ 
Vorſchriften vorfäglich zuwiderhandelt, wird, ſoweit nicht andere Beſtimmungen eine härtere Strafe feſtſetzen, 
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 15000 M oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Iſt die Handlung aus Fahrläſſigkeit begangen worden, fo tritt Geldſtrafe bis zu 3000 M oder 
Haft ein. 

8 10. 


In den Fallen des § 9 iſt neben der Strafe auf Einziehung der Gegenftände zu erkennen, mit 
Bezug auf welche die Zuwiderhandlung begangen worden iſt. 

Iſt die Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht ausführbar, ſo kann auf die 
Einziehung ſelbſtändig erkannt werden. er 


Der Senat erläßt die zur Inbetriebſetzung des nach $ 2 genehmigten Unternehmens die Übergangs: 
vorſchriften betreffend Ausnahmen von dem Verbot des 8 6 b und d. 


§ 12. 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr Ziehm. Dr. Volkmann. 


177 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Erhöhung der Tarifſätze im Güter: und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig. Vom 3. November 1922. 
Artikel I. 
Der Senat wird ermachtigt, mit Wirkung vom 15. Oktober 1922, der Erhöhung der z. Zt. im Güter⸗ 
und Tierverkehr geltenden Tarifſätze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig um 60 v. H. 
zuzuſtimmen. 
Artikel II. 
Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage feiner Verkündung. 


Danzig, den 3. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. 


Schriftleitung: Bülro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


